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tag/nacht 
52/37 dB(A)/m2

Gilt nur für die 2. ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG 

Festsetzungen 

gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004, zuletzt geändert 
durch Art. 1 G zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten 
und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts 
vom 11.06.2013 

gemäß Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990, geändert am 
22.07.2011 und der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.Januar 1990, 
zuletzt geändert am 11.06.2013. 

Immissionsschutz 

 Auf der Gewerbegebietsfläche ist nur ein solcher Anlagenbetrieb 
 zulässig, dessen immissionswirksames, flächenhaftes Emissionsverhalten 

ein Emissionskontingent von LEK,T = 52 dB(A)/m² zur 
Tagzeit (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und von LEK,N = 37 dB(A)/m² zur 
Nachtzeit (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) nicht überschreitet. 

Aus dem Emissionskontingent errechnen sich an der umliegenden 
schutzbedürftigen Bebauung (Immissionsorte) die Immissionsrichtwertanteile 
nach der DIN 45691:2006-12. Sie sind durch die 
ansässige bzw. ansiedelnde Gewerbenutzung einzuhalten. 
Als Emissionsfläche ist die Gewerbegebietsfläche ohne Grünflächen 
maßgebend. Der schalltechnische Nachweis zur Einhaltung 
der Immissionskontingente auf der Grundlage der 
Beurteilungsvorschrift „Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm“ (TA Lärm) vom 26.08.1998 ist unter Berücksichtigung der 
Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung  
unaufgefordert zusammen mit dem Bauantrag der Genehmigungsbehörde 
vorzulegen. 

Baugrenze 

Die Regelabstandsflächen nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO 
sind anzuwenden. 

Gestaltung der Gebäude 
Baustoffe und Anstriche in grellen Farben sind an Gebäudeaußenflächen 
unzulässig. Dies gilt auch für Dachflächen. 

Gestaltung der unbebauten Flächen 
Das natürliche Gelände darf nur soweit verändert werden, als 
dies zur ordnungsgemäßen Errichtung der Gebäude unumgänglich 
ist. 

Entlang der Grundstücksgrenzen ist das natürliche Gelände beizubehalten. 
Geländeversprünge, Stufen oder Stützwände sind außerhalb der Baugrenzen 
nicht zulässig 

Einfriedungen 
Einfriedungen zu Nachbargrundstücken und zu öffentlichen 
Verkehrsflächen sind bis max. 2,00 m Höhe zulässig. 
Höhe Zaunsockel: max 5 cm 

Werbeanlagen 
Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind 
gemäß Art. 23 Abs. 1 BayStrWG innerhalb der Anbauverbotszone 
unzulässig. 
Außerhalb der Anbauverbotszone sind sie so anzubringen, dass 
die Aufmerksamkeit des Verkehrsteilnehmers nicht gestört wird. 
Werbeanlagen dürfen nicht oberhalb der Traufe angebracht 
werden. Unzulässig sind Anlagen mit beweglichem Licht. 

Antennenanlagen und Mobilfunkmasten 
Die Errichtung von Antennenanlagen und Mobilfunkmasten 
ist nicht zulässig. 



Umweltschutz 

Entsorgung Niederschlagswasser 

Niederschlagswässer von Dachflächen und befestigten Flächen, 
die aus wasserwirtschaftlicher Sicht unbedenklich sind, 
sind in getrennten Systemen, zu sammeln bzw. breitflächig 
zu versickern. Zulässig ist die Nutzbarmachung des Regenwassers 
als Brauchwasser. 
Das Merkblatt DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser" sowie die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
(NWFreiV) sind zu beachten. 

Förderung der Grundwasserneubildung 

Befestigte Flächen sind auf das unabdingbare Maß zu beschränken. 

Für Gewerbenebenflächen wie Stellplätze, Lagerflächen, sonstige 
Arbeitsflächen o.ä., wird eine Befestigung der Oberfläche 
in nicht versiegelter Bauweise festgesetzt, z.B. durch wasserdurchlässige 
Pflastersteine, Pflastersteine mit Rasenfuge, 
Schotterrasen, wassergebundene Decke, Rasengittersteine etc. 

Oberflächenbefestigung in nicht versiegelter Bauweise gilt 
nicht für Bereiche, in denen mit wassergefährdenden Stoffen 
umgegangen wird. Es ist sicherzustellen, daß das dort anfallende 
Wasser der Kläranlage zugeführt wird. 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

bestehende Grundstücksgrenzen 

Gebäude, bestehend 

Wasserleitung der BRW mit Schutzstreifen 

Gasleitung und Fernmeldeleitung der N-ergie mit Schutzstreifen 
Bei Baumpflanzungen ist ein Regelabstand von 2,50 m 
einzuhalten. 

Glasfaserleitung und Niederspannungskabel der EnBW ODR AG 
Diese Leitung wird im Zuge der Bebauung umgelegt. 

Immissionsorte des Schallgutachtens 

Bereich der Bebauungsplanänderung 

In der räumlichen Nähe des Geltungsbereichs liegen landwirtschaftliche 
Nutzflächen, die bewirtschaftet werden. Durch die 
notwendige und ordnungsgemäße Bewirtschaftung kann es zu 
Geruchs-, Staub, und Lärmemissionen und -immissionen kommen, 
sie sind zu dulden. 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, 
Abt. Bodendenkmalpflege, weist darauf hin, dass eventuell zu 
Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das 
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere 
Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG unterliegen. 

Art. 8 Abs. 1 DSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für 
Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch 
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 
befreit. 

Art. 8 Abs. 2 DSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu 
belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 




